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Cybermanners und Wettbewerbsrecht - Einige Überlegungen zum Lauterkeitsrecht 
im lnternet1l 

„Internet" - das war das Zauberwort des Jahres 1996. 
Wer etwas auf sich hält, hat inzwischen eine E-Mail-
Adresse oder gar eine Homepage im World Wide Web. 
Unternehmen, Verbände, Behörden - alle haben das an-
archische Netz der Netze als wichtiges Marketinginstru-
ment erkannt und versuchen, sich dort als Informations-
anbieter zu etablieren. Doch wer sich im Netz bewegt, 
muß auch bestimmte Verhaltensregeln beachten. Lange 
Zeit waren diese Cybermanners in informellen Verhal-
tenskodices , der sog. Netiquette, fixiert. Doch mit zu-
nehmender Größe der Net-Community wird auch der 
ethische Konsens über den Gehalt solcher Benimmre-
geln brüchiger2l. Immer mehr tritt das staatlich gesetzte 
und sanktionierte Wettbewerbsrecht auf den Plan, um 
ein Minimum an Lauterkeit beim Online-Marketing zu 
sichern. Zu beachten sind hier vor allem die Vorgaben 
spezieller Lauterkeitsgesetze, des Gesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb (UWG) sowie des Markengeset-
zes. 

1. Besondere Regelungenmitwettbewerbs-
rechtlichem Gehalt 

In Deutschland bestehen eine Reihe lauterkeitsrechtli-
cher Regelungen, die als Spezialgesetze für bestimmte 
Adressatenkreise dem Electronic Commerce Grenzen 
ziehen. 

1) Der folgende Beitrag gibt e inen (um einige Fu ßnoten erweite rten) Vortrag 
wied er. den der Ver!. auf der Jah restagung der Zen trale zur Bekämpfung un-
lauteren Wettbewerbs im Frühjahr 1997 in Bad Homburg geha lten hat. De r 
Vortragscharakter wu rde beibehalten; die Fußnoten besduänken sich auf 
wichtige Verweise. Auf eine Darstellung technischer De tails, insbesondere 
auf eine Einführung in die Strukttu des Internet, wu rde verzichtet. Weitere 
Informationen über aktuelle Entwick lungen im Internet-Recht finden sich auf 
der Homepage des Insti tuts für Informations-, Telekommunikations- uiicl Medie n-
recht unterhttp://www.uni-muenster.de/Jura/itm/ netlaw; ferner besteht eine 
Mail.ing-Liste zur kostenfre ien Subskription unter nellaw@listserv.gmd.de. 

2) Die Bedeutung der Netiquette ha be ich bereits an anderer Stelle untersucht; 
ich kann daher nur verweisen au[ Hoeren , Interna tionale Netze und das 
Wettbewerbsrecht, in : Jürgen Becker (Hg.), Rechtsprobleme inte rnationaler 
Datennetze, UFITA-Sch riflenreihe 137, Baden-Baden (Nomos) 1996 , 35 ff. 

1. Adressatenspezifische Werbung 

Zunächst ist hier zu denken an die Standesregeln der 
freien Berufe3l. Im Rahmen einer Homepage dürfte bei 
Rechtsanwälten Werbung in dem Umfang zulässig sein, 
wie dies bei Praxis-Broschüren und Rundbriefen im 
Rahmen von § 43b BRAO der Fall ist. Folglich darf eine 
Homepage Angaben zur Kanzlei, zu drei Tätigkeits-
schwerpunkten und zwei weiteren Interessenschwer-
punkten je Anwalt sowie Lebensläufe und Fotos der An-
wälte enthalten. Auch können in eine Homepage Infor-
mationen zu ausgewählten Rechtsgebieten sowie Auf-
sätze und Vorträge der Anwälte aufgenommen wer-
den4l. Eine Online-Beratung ist allerdings nur im Rah-
men eines bestehenden Mandatsverhältnisses zulässig . 
Abseits eines solchen Verhältnisses dürfte ein Bera-
tungsangebot - etwa im Rahmen öffentlicher Diskussi-
onsforen - standeswidrig sein. Providern ist es untersagt, 
Mitglieder seines Forums öffentlich zur Kontaktaufnah-
me mit einer bestimmten Kanzlei aufzufordern und für 
eine anwaltliche Beratung gegen Pauschalgebühr zu 
werben5l. (Anwalts-) Notaren ist jedwede Hervorhe-
bung oder Werbung untersagt; sie dürfen im Internet nur 
auf den örtlichen Tätigkeitsbereich hinweisen und evtl . 
Beiträge zu wichtigen Rechtsproblemen verbreiten. 

Vergleichbar mit den Rechtsanwälten ist die Rechtslage 
bei den Steuerberatern und Witschaftsprüfern. § 22 der 
neuen Berufsordnung für Steuerberater sieht eine An-
wendung der normalen Werberegeln auf Nutzdienste 
vor. Daraus läßt sich entnehmen, daß Homepages als 
Teil des weltweiten Datennetzes kein Verstoß etwa 
gegen § 57a StBerG sind6l. Auch die Berufsordnung für 

3) Siehe hierzu für die Anwaltswerbung im Intern et Edenhofer, CR 1997, 120 ff.; 
Scheuerle, NJW 1997, 1291 ff.; Schmitlmann, MD R 1997, 601 ff. ; 
Wagner/Lerch , NJ W-CoR 1996, 380 ff. Für Ste ue rberater vgl. Wittsiepe/Frie-
mel, NWB Fach 30, 1047 ff. 

4) So a uch Scheuerle, NJW 1997, 1291, 1292; Schmitlmann, MDR 1997, 601, 
603. 

5) LG Mün chen 1, Beschlu ß vom 25. März 1996 - 1 HI<O 5953/96. 
6) So auch LG Nürnberg -Fürth, NJW-CoR 1997, 229. 
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Wirtschaftsprüfer verbietet lediglich reklamehafte Wer-
bung, d. h. Werbung, die sich der Methoden der ge-
werblichen Wirtschaft bedient(§ 34 Abs. 2 und 3). Damit 
wird den Wirtschaftsprüfern die Vermittlung sachbezo-
gener Informationen über das Internet ermöglicht, so-
weit diese nicht auf die Erteilung eines Auftrags im Ein-
zelfall gerichtet ist7l . 

Schwieriger ist die Rechtslage für die medizinischen Be-
rufe. Apothekern ist die Werbung für Arzneimittel und 
bestimmte Körperpflegemittel untersagt8l. Ärzte und 
Zahnärzte unterliegen immer noch einem strengen Ver-
bot jeglicher Werbung; Ferndiagnosen verbietet zudem 
§ 9 des Heilmittelwerbegesetzes (HWG). Dies erklärt die 
Rigorosität des OLG Koblenz, das einem Zahnarzt den 
Aufbau einer Homepage mit Hinweisen etwa zur Praxis, 
zur Behandlung von Zahn- und Kiefererkrankungen 
und zur Pflege der Zähne verbot9l. Ähnlich restriktive 
Bestimmungen finden sich b ei Notaren und Architek-
ten10l. 

2. Produktspezifische Werbeverbote 

Das deutsche Wettbewerbsrecht kennt eine Fülle von 
produktspezifischen Werbebeschränkungen, die auch 
für das Online-Marketing zu beachten sind. Zu beden-
ken sind die umfänglichen Regelungen für den Bereich 
der Arzneimittelwerbung im Arzneimittel- und Heilmit-
telwerbegesetz. So führte § 8 HWG, der eine Werbung 
für verschreibungspflichtige Arzneimittel nur gegen-
über Ärzten, Zahnärzten und ähnlichen Approbierten 
zuläßt11l, bereits zu erheblichen Problemen im Internet. 
Denn selbst wenn der Nutzer per E-Mail bestätigt, daß 
er approbiert sei, wird dies einen Abruf von Werbung im 
Sinne von § 8 HWG nicht legitimieren, so daß diese Vor-
schrift de facto auf ein Verbot der Werbung für ver-
schreibungspflichtige Arzneimittel im Internet hinaus-
läuft. 

Schwierig ist auch die Lage bei der Tabakwerbung. § 22 
Abs . 1 LBMG sieht ein allgemeines Werbeverbot für Zi-
garetten, zigarettenähnliche Takakerzeugnisse und Ta-
bakerzeugnisse, die zur Herstellung von Zigaretten 
durch Verbraucher bestimmt sind, vor, soweit die Wer-
bung in Rundfunk und Fernsehen ausgestrahlt werden 
soll. Der Verweis auf Rundfunk und Fernsehen enthält 
einigen Sprengstoff, da in der derzeitigen Diskussion In-
ternet-Dienste teilweise als zumindest rundfunkähnli-
che Mediendienste angesehen werden. Auf die Details 
dieser Diskussion soll hier nicht eingegangen werden, 
da dies den Rahmen dieses Vortrags sprengen würde. 
Klärungsbedürftig scheint mir aber, ob § 22 Abs. 1 
LBMG überhaupt auf rundfunkähnliche Dienste analog 
anzuwenden ist. Die Vorschrift ist als Ausnahmebestim-
mung zur allgemeinen, verfassungsrechtlich in Art. 12 
Abs . 1 GG geschützten Berufsausübungsfreiheit eng 
auszulegen. Folglich kann sie m.E. auch nur auf Rund-

7) Siehe hierzu auch LG-Düsseldorf, Mitte ilungen der Wirtschaftsprüferkam-
mer 1996, 231. 

8) Siehe hie rzu von Czetl:Jitz, Pharma Recht 1997, 86 ff. 
9) OLG Koblenz, WRP 1997, 478 = ZIP 1997, 377 m . Anm. Ring. Siehe auch die 

Entsche idung der Vorinstanz LG Trier, WRP 1996, 1231 =CR 1997, 81 = 
ZUM 1997, 147. 

10) Siehe dazu Schmittmann, MDR 1997, 601, 602. 
11) Siehe hierzu kri tisch Albrecht/Wronka, GRUR 1977, 83, 95. 

funkdienste angewendet werden, nicht aber auf die 
nach dem Medienstaatsvertrag gesondert geregelten 
Mediendienste. Etwas anderes gilt nur dann, wenn ein 
Mediendienst ausnahmsweise einmal als Rundfunk zu 
qualifizieren ist. Sofern z. B. Bayerns oder SWF3 über 
das Internet zu empfangen ist, gilt insoweit auch das 
Werbeverbot für Tabakwerbung.12l 

3. Sektorspezifische Werbeverbote 

Zu beachten sind schließlich auch die besonderen Wer-
beverbote, die die Länder im Rahmen des Mediendien-
ste-Staatsvertrages13l für bestimmte Arten von Online-
Diensten vorgesehen h aben. Dieser zum 1. August 1997 
in Kraft getretene Vertrag gilt für solche Dienste, die an 
die Allgemeinheit gerichtet sind(§ 1 Abs. 1 S. 1); zu den 
in § 1 Abs. 2 Nr. 4 des Vertrages genannten Regelbei-
spielen zählen auch Onlinedienste, sofern bei ihnen der 
individuelle Leistungsaustausch oder die reine Über-
mittlung von Daten im Vordergrund steht. Die Werbe-
verbote enthält § 9 des Vertrages. Verboten ist hiernach 
u. a„ Werbung, die sich auch an Kinder oder Jugendli-
ebe richtet, deren Interessen schadet oder ihre Unerfah-
renheit ausnutzt(§ 9 Abs. 1)14 1. Diese Regelung ist m.E. 
höchst bedenklich. Sie ist viel zu unbestimmt: Was sind 
die Interessen von Kindern und Jugendlichen? Sollen 
diese empirisch erhoben werden oder geht es um die 
normative Sicht eines erwachsenenen „Interessen-Hü-
ters"? Wann wird die Unerfahrenheit von Jugendlieben 
ausgenutzt? Jugendliche sind meist unerfahren - wann 
wird dieser Normalzustand „ausgenutzt"? Wann richtet 
sich Werbung „auch" an Kinder und Jugendliche? Ist 
hier auf die subjektive Absicht des Providers abzustellen 
(die schwierig festzustellen sein dürfte)? Oder ist aus 
Empfängerhorizont objektiv zu gewichten, ob eine Ho-
mepage aus der Sicht der Minderjährigen als ein für sie 
interessantes Angebot anzusehen ist? 

II. Allgemeines Wettbewerbsrecht (§§ 1, 3 UWG) 

Abseits spezieller Lauterkeitsregeln ist das allgemeine 
Wettbewerbsrecht, voran§§ 1, 3 UWG, zu beachten. Im 
Rahmen dieses Vortrags können natürlich nicht alle 
klassischen Fallkonstellationen des UWG geprüft wer-
den. Vielmehr sollen nur drei Problemfelder diskutiert 
werden, die derzeit im Vordergrund der Diskussion ste-
hen: die kommerzielle Versendung von E-Mails (1 .), das 
Trennungsgebot (2.) und die Verwendung von Hyper-
links (3.). 

1. Kommerzielle Versendung von E-Mails 

Die unaufgeforderte Versendung von E-Mails mit kom-
merziellem Inhalt verstößt nach inzwischen wohl hM151 

12) Die Rechtslage wird a lle rdings durch § 22 Abs. 2 Nr. 1 LBMG verkompli-
zie rt. Hiernach ist die Werbung für Zigaretten auch über andere Werbeträ -
ger be i Vorliegen besonderer Umstände untersagt. Der BGH hat hieraus in 
seiner Entscheidung vom 9. Dezember 1993 (GRUR 1994, 304 = WRP 1994, 
181) den Schluß gezogen, daß Zigarettenwerbung in Jugendzeitschriften 
verboten sei. Fraglich ist, ob damit auch entsprechende Werbung in elek-
tronischen Zeitschriften verbunden ist, die sich nach Inhalt und/oder Auf-
machung an Jugend.liehe richten. 

13) Zitiert nach GB!. BW vom 10. Juni 1997, S. 181. 
14) Auf das in § 9 Abs. 2 des Mediendienste-Staatsvertrag geregelte Tren-

nungsgebot werde ich unten eingehen. 
15) Siehe e twa Wendel, Wer hat Recht im Internet?, Aachen 1997, 80 ff.; Gum-

mig, ZUM 1996, 573 ff. 
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gegen § 1 UWG. Nach der Rechtsprechung zu Telefax 
braucht der Kunde Werbesendungen nicht hinzuneh-
men, wenn zwischen Absender und Empfänger keine 
Geschäftsverbindung besteht und auch sonst der Ab-
sender nicht annehmen darf, die Zusendung über das 
Telefax-Gerät.erfolge mit mutmaßlichem Einverständnis 
des Adressaten16l. Die Telefax-Rechtsprechung hat ihre 
Fortsetzung in der Frage gefunden, ob über BTX uner-
betene Werbesendungen versandt werden dürfen. Der 
BGH hat in einer grundlegenden Entscheidung betont, 
daß solche Werbesendungen wegen Belästigung des 
BTX-Teilnehmers wettbewerbswidrig seien17l . Will man 
diese Rechtsprechung übertragen, stellt sich die Frage, 
ob die Versendung von E-Mail eine unzumutbare Belä-
stigung für den Adressaten mit sieb bringt. Anders als 
früher im Bildschirmtextbereich kann im Internet jede 
Mail als gewerblich gekennzeichnet werden (durch die 
Kennung „com" oder die Bezeichnung des Subjects). 
Ferner kann der User mittels automatischer Filter (sog. 
Twit-Filter) alle empfangenen Nachrichten durchsu-
chen, eine E-Mail anhand frei definierbarer Schlüssel-
wörter als Werbung identifizieren und ggf. löschen. Dies 
schließt jedoch den Gesichtspunkt der Belästigung nicht 
aus. Denn es ist zu beachten, welche Folgen eine breite-
re Nutzung von E-Mail-Diensten für Electronic Marke-
ting für den Nutzer hätte . Ein Versender, der E-Mail in 
größerem Umfang zu kommerziellen Zwecken nutzt, be-
lastet zunächst einmal das Rechnersystem, an das er an -
geschlossen wird . Beim empfangenden Host läuft zu-
sätzlich die Mail-Spool über. Schließlich wäre der dem 
Nutzer vom Host zugewiesene Plattenplatz sehr schnell 
überschritten; er könnte auf seinen Anschluß nicht mehr 
zurückgreifen. Der Host sähe sich gezwungen, alle 
Mails an den Account abzublocken. Sowohl hinsichtlich 
der erforderlichen Speicherkapazitäten als auch im 
Blick auf die zusätzlichen Telefongebühren droht dem 
Anwender daher bei unaufgeforderter Versendung von 
kommerziellen E-Mails der „net marketing overkill''. 
Daher ist nur „mail on demand" wettbewerbsrechtlich 
zulässig; ohne Anforderung des Nutzers darf niemand 
im Internet Werbemails versenden. 

Scheinbar anders ist die Rechtslage allerdings nach der 
neuen EU-Fernabsatzrichtlinie18l. Nach Art. 10 Abs . 2 
der Richtlinie sehen die Mitgliedstaaten vor, daß E-Mail-
Dienste nur dann zu kommerziellen Zwecken verwen-
det werden, wenn der Verbraucher ihre Verwendung 
nicht offenkundig abgelehnt hat. In Abkehr von ersten 
Entwürfen der Richtlinie19l, die entsprechend dem deut-
schen Recht eine enge Zustimmungslösung favorisier -
ten, soll nunmehr auf europäischer Ebene ein erweiter-
tes Widerspruchsprinzip über die Zulässigkeit von „junk 
mail" entscheiden. Glücklicherweise läßt Art. 14 stren-
gere Bestimmungen einzelner Mitgliedstaaten zu; die 
Richtlinie enthält insofern aber nur einen Mindeststan-
dard und läßt die Rechtsprechung zu § 1 UWG un-
berührt. Das deutsche Glücksgefühl hält sich jedoch in 
Grenzen, wenn man sich klar macht, daß die Richtlinie 

16) Vgl. OLG Hamm, NJW-RR 1990, 160; OLG Frankfurt, WRP 1992, 823; KG, 
NJW-RR 1992, 1193 = WRP 1992, 652; OLG Stuttgart, CR 1995, 89 und 470. 

17) BGHZ 103, 317, 319 f. = GRUR 1988, 614 mit Anm. Lachmann =JZ 1988, 612 
mit Anm. Ahrens. 

18) Richtlinie 9717/ EG des Europäischen Parlame nts und des Rates vom 20. Mai 
1997 über den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz, 
ABI. Nr. L 144/19 vom 4. Juni 1997. 

19) Siehe hierzu etwa AB!. Nr. C 156/14 vom 23 . Juni 1992. 

weiterhin Marketingunternehmen aus anderen Mit-
gliedstaaten zur Verwendung von Werbemails animie-
ren könnte20l. 

2. Trennungsgebot 

An anderer Stelle bin ich schon einmal ausführlich auf 
die Anwendbarkeit des Trennungsgebotes auf Angebo-
te· im Internet eingegangen. Ich habe damals eine sehr 
extensive Anwendung des Trennungsgebots auf alle 
Online-Dienste favorisiert und eine deutliche Kenn-
zeichnung aller Werbeblöcke auch innerhalb einer Ho-
mepage gefordert. In der Zwischenzeit findet sich dieser 
Ansatz auch im Mediendienste-Staatsvertrag der Län-
der wieder. Soweit ein Online-Dienst als Mediendienst 
im Sinne dieses Vertrages anzusehen ist (s.o.), muß bei 
seiner inhaltlichen Konzeption Werbung als solche klar 
erkennbar und vom übrigen Inhalt der Angebote ein-
deutig getrennt sein(§ 9 Abs. 2 S. 1) . Ob diese weite Aus-
legung des Trennungsgebotes wirklich sinnvoll ist, ist 
mir selbst inzwischen zweifelhaft geworden21 l. Zumin-
dest wird man das Prinzip behutsam und bedacht ein-
setzen müssen. Angesichts seiner Herkunft aus dem 
Presse- und Rundfunkrecht scheint mir eine Anwen-
dung bei presse- und rundfunkähnlichen Homepages 
(wie man auch immer diesen Bereich genau absteckt) 
essentiell : Wer bislang im Rahmen der geltenden Pres-
se- und Rundfunkgesetze an das Trennungsgebot ge-
bunden war, soll diese Bindung nicht dadurch unterlau-
fen können, daß er Internet-Radio betreibt oder seine 
Zeitung über das WWW anbietet. Abseits dieses Be-
reichs scheint mir eine Bindung kaum noch adäquat: 
Wie soll zum Beispiel die Deutsche Bank AG bei ihrer 
Homepage zwischen Inhalt und Werbung unterschei-
den? Ist z . B. der Jahresbericht der Ban:k eher Inhalt oder 
Werbung? Meines Erachtens wird man die gesamte Ho-
mepage als Werbung auffassen müssen; denn auch dem 
flüchtigsten Verbraucher ist klar, daß er auf den Seiten 
der Deutschen Bank keine marketingunabhängige In-
formationen erwarten kann. 

3. Hyperlinks 

Weitere wettbewerbsrechtliche Probleme ergeben sich 
bei der Verwendung von Hyperlinks . Darf zum Beispiel 
ein Unternehmen in seiner Homepage auf die Pages an-
derer Unternehmen verweisen? Ein solches Cross-Refe-
rencing ist als Benutzung einer fremden Marke oder ge-
schäftlichen Bezeichnung nach §§ 14, 15 MarkenG zu 
beurteilen (s.u.). Diese Benutzung ist allerdings injedem 
Fall zulässig, wenn der Markeninhaber der Vorgehens-
weise zugestimmt hat. Eine solche Zustimmung ist m .E. 
konkludent für die Benutzung fremder Internet-Adres-
sen zu bejahen. Hyperlinks stellen das Kennzeichen des 
World Wide Web dar. Wer sich und sein Unternehmen im 
Internet präsentiert, weiß und will, daß andere Internet-
teilnehmer durch Hyperlinks auf diese Präsentation ver-
weisen. Er kann sich dann nicht dagegen zur Wehrset-
zen, daß andere auf seine Homepage verweisen. 

20) Auf die d amit verknüpften kollisionsrechll icben Fragen werde ich am Ende 
des Vortrags eingehen. 

21) Die Zweifel wurde vers tärkt durch Äußerungen von Gununig, ZUM 1996, 
573 ff. 
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Auch dieses Prinzip hat jedoch Ausnahmen, die im all-
gemeinen Wettbewerbsrecht begründet sind. 

a) Vorspannwerbung und Virtual Malls 

Probleme ergeben sich zum Beispiel, wenn über den 
bloßen Hyperlink hinaus ein Wettbewerber die fremde 
Homepage in besonderer Weise präsentiert. Beispiele 
solcher Präsentationen finden sich etwa in den sog. Vir-
tual Malls, digitalen Kaufhäusern, in denen der Kunde 
aus einem reichhaltigen Angebot kommerzieller Home-
p ages frei wählen und von der zentralen Anlaufstelle zu 
einzelnen Unternehmen "klicken" kann. In diesen Malls 
wird der Schriftzug der fremden Unternehmenskenn-
zeichnung, sei es nun eine Marke oder eine geschäftli-
che Bezeichnung, verwendet und zum Teil in einen 
größeren Marketingzusammenhang gestellt. Eine sol-
che Vorgehensweise könnte zum einen wegen der ruf-
mäßigen Ausbeutung einer branchenfremden Marke 
gern. § 14 Abs. 2 Nr. 3 MarkenG unzulässig sein. Hier-
nach darf eine fremde Marke nicht benutzt werden, 
wenn dadurch die Unterscheidungskraft oder die Wert-
schätzung der bekannten Marke ohne rechtfertigenden 
Grund in unlauterer Weise ausgenutzt oder beeinträch-
tigt wird. 

Ferner könnte ein solches Verhalten unter dem Ge-
sichtspunkt der offenen Anlehnung wettbewerbswidrig 
sein. § 1 UWG verbietet, daß ein Wettbewerber die Qua-
lität seiner Waren oder Leistungen mit Konkurrenzpro-
dukten in Beziehung setzt, um deren guten Ruf als Vor-
spann für eigene wirtschaftliche Zwecke auszunut-
zen22l. Eine solche Bezugnahme ist folglich sowohl nach 
§ 14 MarkenG wie n ach § 1 UWG nur ausnahmsweise 
zulässig, wenn sie auf einen b esonderen sachlichen 
Grund, insbesondere ein überwiegendes schutzwürdi-
ges Aufklärungsinteresse, zurückgeführt werden 
kann23 l. Bei den mir bekannten Fällen von „Virtual 
Malls" kann von einem solchen Aufklärungsinteresse 
aber nicht die Rede sein. Die Gestaltung eines „ Ver-
kaufsraums" für andere Unternehmen dient regelmäßig 
nur Marketinginteressen. Im Prinzip soll der Verbrau-
cher davon ausgehen, daß er in einer solchen Mall die 
Verbindung zu Top-Unternehmen bekommt. Es entsteht 
der Eindruck, daß der „ Mall" -Betreiber über intensive 
geschäftliche Kontakte zu dem erwähnten Unterneh-
men verfügt. Daher liegt hier eher das Element des 
unlauteren Vorspanns vor, das nur durch eine Zu-
stimmungserklärung des betroffenen Unternehmens 
aus der Welt geschafft werden kann. 

b) Inline-Linking 

Noch weitgehend ungeklärt ist die Frage, ob nicht das 
sog. Inline-Linking wettbewerbswidrig ist. Hierunter 
verstehe ich Verfahren, bei denen der Link nicht mit ei-
nem Wechsel der Internet- Adresse verbunden ist, son-
dern der Benutzer den Eindruck hat, er finde das Ange-
bot noch auf dem ursprünglichen Server. In solchen Fäl-
len wird suggeriert, daß die „ gelinkte" Homepage von 
einem anderen als dem tatsächlichen Anbieter stammt. 

22) BGHZ 40, 391, 398- „Stahlexport "; 86, 90, 95 - „Rolls-Royce"; GRUR 1969, 
413, 415- „Angelique II''. 

23) BGH, GRUR 1976, 375 - Raziol. 

Bedenklich erscheint mir ein solches Vorhaben bereits 
urheberrechtlich im Hinblick auf das Namensnennungs-
recht des Urhebers (§ 12 UrhG)24l. 

c) Hyperlinks in el ektronischen Presseerzeugnissen 

Problematisch ist auch die Verwendung von Hyperlinks 
b ei den sog. E-Zines . So kann eine im WWW vertretene 
Zeitschrift durchaus bei einzelnen redaktionellen Bei-
trägen Hyperlinks a uf die Homepages der im Text er-
wähnten Unternehmen zulassen. Nimmt man die pres-
serechtliche Judikatur, so ist ein solcher Hyperlink nur 
im Rahmen der publizistischen Informationsaufgabe 
zulässig. Das Trennungsgebot wäre nicht verletzt, wenn 
die sachliche Unterrichtung der Leser im Vordergrund 
steht und . die unvermeidlich damit verbundene Werbe -
wirkung nur als eine in Kauf zu nehmende Nebenfolge 
erscheint25l. 

Für die Zulässigkeit könnte sprechen, daß die Hyper-
links dem Leser die oft mühevolle Aufgabe abnehmen, 
sich selbst unter Angabe der Unternehmensadresse mit 
dem fremden Server verbinden lassen zu müssen. Aus 
diesem Grund gelten solche Links vielfach als Service-
leistung am Kunden und sind daher häufig im Internet 
zu finden. Die besseren Argumente sprechen jedoch 
meines Erachtens dafür, daß die Hyperlinks von der 
wettbewerbsrechtlich vorausgesetzten Informationsauf-
gabe nicht mehr gedeckt sind. Der Leser wird regel-
mäßig durch den Beitrag selbst sachgerecht informiert, 
ohne daß es des Verweises bedurfte. Zur Sachauf-
klärung würde es ausreichen, wenn der Leser im Artikel 
die WWW-Adresse des Unternehmens findet. Wenn er 
sich darüber hinaus sofort mit dem Server des Unter-
nehmens verbinden lassen kann, verschwimmen die 
Grenzen von inhaltlicher Information und Werbung. Der 
Anbieter der Sachinformation stellt den Kontakt zum 
Werbetreibenden her - eine Marketingaufgabe, die 
sonst dem werbenden Unternehmen obliegt. Gleichzei-
tig werden damit bestimmte Unternehmen optisch her-
vorgehoben und andere Firmen, die über keine Home-
page verfügen, herabgesetzt. Von daher spricht mehr 
dafür, daß Hyperlinks im redaktionellen Teil einer elek-
tronischen Publikation wegen Verstoßes gegen das 
Trennungsgebot unzulässig sind26l. 

III. Markenrechtliche Zuordnung der 
Internet-Adressen 

Wer im Internet erreichbar sein will, braucht eine ein-
deutige Adresse. Ansonsten erreicht ihn weder die elek-
tronische Post noch kann der Nutzer sein Informations-
angebot abrufen. Internet-Adressen sind ein äußerst 
knappes Gut. Sie können nur einmal vergeben werden; 
daher ist der Run auf diese Kennzeichnungen vorgege-
ben. Schon machen sich erste digitale Adressenhändler 
auf die Suche nach wertvollen Kennzeichnungen, die sie 
reservieren lassen. Damit sind markenrechtliche Aus-

24) Diesen Aspekt übersieht Koch, GRUR 1997, 417, 430. 
25) BGHZ 50, 1=GRUR1968, 645 - „Pelzversand"; BGH, GRUR 1968, 382 -

„ Favorit II"; OLG Köln, AfP 1972, 289 ff.; OLG Düsseldorf, WRP 1986, 556, 
558; OLG Frankfurt, WRP 1985, 37 f. 

26) Auf weitere Fallgruppen soll hier nicht eingegangen werden. So wäre zum 
Beispiel der Einsa tz von Hyperlinks für Zwecke vergleichender Werbung 
und als Teil einer Schmähkritilc denkbar. 
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einandersetzungen vorprogrammiert; in der Tat häufen 
sich im In- und Ausland Gerichtsentscheidungen zu die -
sem Problembereich27l. Es sollen hier nicht alle Details 
der markenrechtlichen Argumentation vorgestellt wer-
den, zumal hierzu b ereits viele Anwälte viel Tinte ver-
schwendet h aben 28l. Im An schluß an das in Begründung 
und Stil einzigartige Epson-Urteil des LG Düsseldorf29l 
läßt sich der Meinungsstand wie folgt zusammenfassen: 
Das Internet ist keine markenrechtliche Oase. Unter-
nehmen skennzeichen, Marken und sonstige Bezeich-
nungen (Städtenam en u . a.) sind vielmehr gegen die un-
berechtigte Verwendung als Teil einer Domain ge-
schützt. Dieser Schutz leitet sich für Unternehmens-
kennzeichnungen und Marken aus §§ 14, 15 MarkenG, 
für die sonstigen Namensbezeichnungen aus § 12 BGB 
ab30l . Er richtet sich nicht nur gegen die unbefugte Be-
nutzung der Domain im Internet, sondern wegen der 
konkret drohenden Verletzungshandlung auch b ereits 
gegen die spekulative Registrierung der Domain. Der 
Schutz ist unabhängig davon, ob es sich um eine ".de " -
oder eine ". com" - Domain h andelt. Eine Verletzung des 
Marken- bzw. Namensrechts begründet auf jeden Fall 
einen Unterlassungsanspruch gegen den Verletzer. Hin-
zu kommt ein Beseitigungsanspruch auf Abgab e einer 
Aufhebungserklärung gegenüber der Registrierungs-
behörde. 

Soweit die opinio communis. Im Detail verbleiben je-
doch noch eine Reihe ungeklärter Rechtsfragen. Streitig 
ist zum Beispiel, wie die Beseitigung der rechtswidrigen 
Lage gegenüber dem DE-NIC , der zentralen Registrie-
rungsstelle für Domains in Deutschland, vorzunehmen 
ist31 l . Die Gerichte verurteilen einen Verletzer m eist zur 
Abgabe ein er „Willenserklärung" gegenüber dem DE-
NIC, aufgrund derer die Domain-Reservierung gelöscht 
werden soll. Bei einer solchen Löschung besteht jedoch 
das Risiko , daß Dritte sich die freigewordene Domain si-
chern und der Rechtsinhaber dagegen neue gerichtliche 
Schritte einleiten muß. Besser dürfte es wohl sein, w enn 
der Rechtsinhaber eine Übertragung der Domain auf 
sich selbst verlangt. Insofern w äre der Verle tzer dann 
verpflichte t, gegenüber dem jeweiligen Mitglied des 
DE-NIC, von dem er die Domain zugewiesen bekommen 

27) Siehe OLG Frankfurt , Beschluß vom 13. Februar 1997 -6 W 5/97, LG Mann-
heim, NJW 1996, 2736; LG Frankfurt, CR 1997, 287; LG Lüneburg, CR 1997, 
288; LG Düsseldorf, WM 1997, 1444 (mit ausführlicher Begründung). Zur 
US-amerikanischen Rech tsprechung siehe Hoeren, in: Becker (Hg .), 
Rechtsfragen (Fußn. 2), S. 35 ff. 

28) Siehe u.a. Graefe, MA 1996, 100 f.; Gabel, NJW-CoR 1996, 322 ff .; Norde-
mann, NJW 1997, 1891 ff.; Omsels, GRUR 1997, 328 ff.: Stralmann, BB 1997, 
689 ff.; Strömer, Business-Online 1996, Nr. 2; Ubber, WRP 1997, 497 ff. De-
tailli erte Ausführungen fi nden sich bei Be llinger, GRUR 1997, 402 ff.; Kur, 
CR 1996, 590 ff. und diess„ Festschrift Beier 1996, 265 ff. Einer Anwendung 
des Markenrechts stehen noch kritisch gegenüber das LG Köln , CR 1997, 
291; Bücking, NJW 1997, 1886: Völker/Weiderl, WRP 1997, 652: Wilrner, 
Offene Fragen der rechtlichen Einordnung von Internet- Domains, CR 1997 
(erscheint demnächst) . · 

29) WM 1997, 1444 . 
30) Für e inen eventuellen Tite lschutz im In te rne t aus§ 5 Abs. 3 MarkenG ist die 

Entscheidung „ Karriere" des Landgerichts Köln, Beschluß vom 10. Mai 
1996 (31 0 315/96), interessant. Die Antragstellerin, di e Verlagsgruppe 
Handelsblatt, setzte sich hie r erfolgreich gegen die Verwendung des Wor-
tes „Karriere" als Teil einer Domain zur Wehr („www.karriere.de") . Sie 
stützt sich auf den Tite lschutz, den das LG Köln bereits J ahre zuvor dem 
Handelsblatt für deren Zeitungsbeilage „Karriere" zugebil ligt ha tte (AfP 
1990, 330, 331). Ein Te il nehmer im Internet werde zumindest organisatori-
sche Zusammenhänge zwischen den Parteien annehme n, die tatsächlich 
nicht bestünden. Das Landgericht hat dem Begehren in vollem Umfang 
s tattgegeben; die Antragsgegnerin hat dem Beschluß nicht widersprochen. 

31) Zu den technischen Details der Vergabe von Domains siehe Bähler/Lu-
bich/Schneider/Widmer, Internet-Domainnamen, Zürich 1996. 

hat, die Zustimmung zu ein er solchen Namensübertra-
gung zu erklären. 

Ungeklärt ist weiterhin auch die m arkenrechtliche Ver-
antwortlichkeit des DE-NIC und seiner Mitglieder. 
Schon das LG Mannheim h atte in der berühmten Hei-
delberg-Entscheidung32l die Frage gestellt , ob nicht 
auch die Vergabestelle selbst wegen Beihilfe bei der 
Verletzung von Kennzeichenrechten in Anspruch ge-
nommen werden kann. Allerdings hat das Landgericht 
die Frage dann offengelassen; angesichts sich ändern-
der Vergaberichtlinien und Organisationsstruktur w ird 
man vielleicht erst einmal die weitere Entwicklung ab-
warten müssen33l . 

Schließlich wäre auch die Frage nach einer (angesichts 
der Globalität des Internet möglichst internationalen) 
Neuregelung des Systems der Domain-Vergabe zu 
klären. Eine solche Reform ist gerade im Hinblick auf 
das Problem des Domain-Grabbing i.n Vorbereitung34 l . 
So sollen die bisher bestehenden Top-Level-Domains 
(" .com jj, „ .int ", „ .net ", „ .arg", „ .edu ", „ .gov" , „ .mit") 
um eine Reihe n eu er Kürzel erweitert werden (etwa 
".store", „ .web " oder ".arts ") . Dieser Vorschlag35l dürfte 
aber nicht zur Bekämpfung der Domain-Grabber geeig-
net sein. Denn durch die Reform werden die marken-
und n amensrechtlichen Kollisionen durch eine Inflation 
n eu er Domainkombinationen nur verstärkt statt einge-
dämmt. Diese Bedenken verstärken sich angesichts der 
dubiosen Struktur der Domain-Vergabestellen, des In-
terNIC für „com"-Adressen und des DE-NIC für „de"-
Adressen. Beide Organisationen sind privatrechtlich e 
Zusammenschlüsse von Providern, deren Rechtsform 
und Organisationsstruktur bis heute unklar sind. Auch 
ihre Kompetenzen b eruhen letztendlich nur auf histori-
schen Zufälligkeiten und entbehren jedweder rechtli-
chen Grundlage36l. Solange der Kreis der Provider klein 
und überschaubar war, konnte die Registrierung von 
Domains auch im Wege des Gentleman Agreements ge-
regelt werden. Durch das immense Wachstum des Inter-
n et und der Provider droht dieser stillschweigende Kon-
sens aufzubrech en. Schon hat sich in den USA mit 
AlterNIC ein erstes Unternehmen gefunden, das eine 
Alleinzuständigkeit des InterNIC ablehnt und von sich 
aus eine Registrierung unter neuen Top-Level-Domains 
anbie tet. 

IV. Der archimedische Punkt: Das Kollisions-
recht 

"Gebt mir einen festen Standpunkt und ich werde die 
Erde b ewegen" - dieses Diktum des Archimedes gilt 
auch und erst recht für das Internet-Recht. Man mag die 
lauterkeitsrechtlichen Fragen rund um das Internet mit 
Hilfe des deutschen Wettbewerbsrechts lösen können, 
etwa in der oben fragmentarisch skizzierten Form. Doch 
für Online-Dienste gelten die territorialen Gren zen der 
n ationalstaatlich geprägten Rechtsordnungen nicht37l. 
Werbung läßt sich von irgendeinem Server von irgend-

32) NJW 1996, 273fi. 
33) Älrnlich auch LG Köln, Url. vom 18. 7. 1997 - 31 0 570197 für „com" -Do-

mains. 
34) Zu den Einzelhe iten siehe Kur, CR 1997, 325 ff. 
35) Veröffentlicht auf der Webseite hllp://www.iahc.org/press-fina l. 
36) Vgl. Nordemann/Czychowski/Grüler, NJW 1997, 1897. 
37) Vgl. hierzu Hoeren , WM 1996, 2006. 
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einem Fleck dieser Welt aus zum Abruf anbieten, ohne 
daß der Standort des Servers auf die Zugriffsmöglich-
keiten Einfluß hätte. Es können daher virtuelle Rechts-
oasen im Internet entstehen, karibische Inseln werden 
zum Ausgangspunkt von „junk mails" oder zum Han-
delsplatz für verbotene Arzneimittel. Auch für deutsche 
Anbieter stellt sich die Frage, ob sie bei ihrer Online-
Präsenz nur das deutsche Lauterkeitsrecht zu beachten 
haben oder die unterschiedlichen Regelungen in der 
Schweiz oder Österreich wegen der dort vorhandenen 
Abrufmöglichkeiten mit berücksichtigen müssen. Zur 
Klärung solcher Fragen würde das Kollisionsrecht bei-
tragen, wenn die auf diesem Rechtsgebiet beheimateten 
Experten sich mit dieser Fragestellung beschäftigten. 
Sie tun es aber nicht, was einen kollisionsrechtlichen 
Laien verblüfft. Zumindest im deutschen Rechtskreis 
schweigen sich die juristischen Kolleginnen aus und 
reagieren mit keinem einzigen Aufsatz auf den durch 
das Internet verursachten Bedeutungszuwachs des Kol-
lisionsrechts. 

Der Zuhörer und der spätere Leser muß daher mit eini-
gen Zeilen eines Kretiens vorlieb nehmen, die vielleicht 
die Problematik transparent machen können38l. Wer sich 
für seine Werbung des Internet bedient, muß sich nach 
herrschender Auffassung an deutschem Lauterkeits-
recht messen lassen, sofern nur der Ort der wettbewerb-
lichen Interessenkollision im Inland liegt. Dies ist regel-
mäßig der Ort, an dem gezielt in das Marktgeschehen 
eingegriffen wird39l . Im Online-Bereich gilt dement-
sprechend das Recht des Landes, in dem eine E-Mail be-
stimmungsgemäß empfangen oder von dem aus eine 
WWW-Homepage bestimmungsgemäß abgerufen wer-
den kann. Aufgrund des erforderlichen finalen Charak-
ters der Einwirkung fallen Internet-Angebote, die von 
vornherein nur auf den amerikanischen Markt zuge-
schnitten sind, für eine lauterkeitsrechtliche Prüfung 
nach deutschem Recht aus. Soweit die Klarheiten. Doch 
dann beginnen die Fragen: Wie läßt sich die „Bestim-
mung" einer Homepage festlegen? Entscheidend dürfte 

38) Zu anderen schüchternen [PR-Gehversuchen des Verf. siehe Hoeren/Thum, 
Internet und !PR - KollisionsrechtLiche Anknüpfungen in internation alen 
Datennetzen, in: Robert Dittrich (Hg.). Beiträge zum Urheberrecht V, Öster-
reichische Schriften zum Gewerblichen Rechtsschutz und Medienrecht 
(ÖSGRUM) Band 20, Wien 1997, 57 - 75. 

39) Siehe dazu auch BGHZ 113, 11, 15 - „Kauf im Ausland"; OLG Karlsruh e, 
GRUR 1985, 556, 557; anderer Ansicht a llerdings das OLG Frankfurt, lPR-
spr. 1990, Nr. 155, 307, 309, das a uf das finale Element verzichtet. 

wohl kaum die subjektiv-finale Sichtweise des Online-
Anbieters sein. Denn dann könnte dieser durch Warn-
hinweise auf seiner Website (" Diese Homepage ist nicht 
für den deutschen Markt bestimmt") die Anwendung 
des deutschen Rechts ausschließen. Hier muß im Zwei-
fel der Grundsatz der „ protestatio facto contraria" gelten 
und auf den objektiven Empfängerhorizont abgestellt 
werden. Es ist daher nach objektiven Kriterien zu be-
stimmen, auf welche Verkehrskreise eine Werbekampa-
gne im Internet zielt. Allerdings fällt es schwer, solche 
Indizien herauszukristallisieren. Als relevant dürfte in 
jedem Fall die Sprachfassung der Website gelten, die oft 
auch mit einem nationalem Markt korrespondiert. Aller-
dings ist dies eine deutsch geprägte Sicht; denn schon 
bei Verwendung der englischen oder französischen 
Sprache ist ein nationaler Markt angesichts der welt-
weiten Bedeutung solcher Sprachen nicht mehr rekon -
struierbar. Neben der Sprache können jedoch die in der 
Homepage erwähnten Zahlungsmittel weiterhelfen. 
Werden z. B. ausschließlich Zahlungen in DM oder über 
Konten deutscher Kreditinstitute zugelassen, kann dar-
in auch auf eine Beschränkung für den deutschen Markt 
geschlossen werden. Auch dieser Aspekt hat jedoch sei-
ne Tücken. Denn im Internet sind meist Zahlungen mit 
Kreditkarten, Kartengeld (Mondex) oder Netzgeld (Di-
gicash) gängig40l . Alle drei Zahlungsmodalitäten sind in-
ternational verbreitet und lassen damit keine Rück-
schlüsse auf einen national beschränkten Adressaten-
kreis des Online-Marketing zu. Auch Hinweise auf Ver-
kaufs- und Lieferbeschränkungen („Die hier angebote-
nen Waren können von Österreich oder der Schweiz aus 
nicht bestellt werden") können, wie oben bereits ange-
deutet, lediglich als Indiz für eine Beschränkung auf den 
deutschen Markt angesehen werden. Denn entschei-
dend ist, wie sich der Online-Anbieter tatsächlich ver-
hält und ob er Bestellungen aus den umliegenden 
Grenzländern de facto annimmt oder nicht. Es gibt folg-
lich eine Reihe von Homepages, deren Marktausrich-
tung nicht eindeutig fixierbar ist. Die Betreiber dieser 
Seiten werden damit rechnen müssen, daß sie mehrere 
nationale Wettbewerbsordnungen zu beachten haben. 
Deutsche Provider werden zum Beispiel regelmäßig 
auch das - vom deutschen Recht z.T. stark divergieren-
de - Wettbewerbsrecht der Schweiz und Österreichs 
mitbedenken müssen. 

40) Siehe hierzu Escher. WM 1997, 1173 ff. 


